
Antwort von Bettina Müller, SPD 
 

 
Sehr geehrte Frau Schneider, 
 
vielen Dank für Ihre Mail, in der Sie Befürchtungen wegen der Regelungen im 3. 
Bevölkerungsschutzgesetz äußern. 
Das Infektionsschutzgesetz ermächtigt die Länder bereits heute, die notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz der Gesundheit und zur Eindämmung der Pandemie festzulegen und dabei auch in 
Grundrechte einzugreifen. Da absehbar ist, dass die pandemische Lage noch andauern wird, sollen 
die Voraussetzungen und Grenzen von grundrechtseinschränkenden Maß-nahmen nun gesetzlich 
präzisiert werden. Im Entwurf für ein Drittes Bevölkerungsschutzgesetz, das derzeit parlamentarisch 
beraten wird, ist dazu die Einführung eines neuen Paragrafen 28a im Infektionsschutzgesetz 
vorgesehen, mit dem mögliche Schutzmaßnahmen der Länder für die Dauer der vom Bundestag 
festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite beispielhaft konkretisiert werden. Diese 
Maßnahmen sind zeitlich befristet und auf die Bekämpfung von SARS-CoV-2 beschränkt. Zudem 
sollen die Schutzmaßnahmen das jeweilige regionale Infektionsgeschehen berücksichtigten. Mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf werden die Handlungsmöglichkeiten der Länder nach dem 
Infektionsschutzgesetz also nicht ausgeweitet, sondern präziser gefasst und damit insgesamt 
nachvollziehbarer. 
 
Es ist nicht richtig, dass durch dieses Gesetz entsprechende Schutzmaßnahmen automatisch verhängt 
würden. Es obliegt weiterhin den Bundesländern und zuständigen Behörden, not-wendige 
Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der SARS-CoV-2 Pandemie zu erlassen. § 32 
Infektionsschutzgesetz bleibt unangetastet. 
 
Die aktuellen Corona-Schutzmaßnahmen, die unserer Gesellschaft viel abverlangen, werden nicht 
vom Bundesgesundheitsminister oder der Bundesregierung erlassen. Das liegt in der Verantwortung 
der Bundesländer. Mit dem Dritten Bevölkerungsschutzgesetz wollen wir den Ländern dafür eine 
besser ausgestaltete Rechtsgrundlage geben. 
 
Am vergangenen Freitag hat der Deutsche Bundestag in erster Lesung und am 18. November wird er 
in zweiter und dritter Lesung das Gesetz im Plenum beraten. Bis dahin wollen wir als SPD-
Bundestagsfraktion mit unserem Koalitionspartner noch weiter über eine stärkere 
Parlamentsbeteiligung sprechen. Die Kontrolle wird aber auch mit Verabschiedung der Reform in 
jetziger Form beim Parlament bleiben: Das Parlament entscheidet über die epidemische Lage. Sobald 
sich diese zum Positiven wendet, obliegt es dem Bundestag, die epidemische Lage formal als beendet 
zu erklären und damit enden auch alle darauf beruhenden Rechtsverordnungen und Anordnungen 
automatisch. 
 
Am morgigen Donnerstag, dem 12. November 2020, wird es eine öffentliche Anhörung zu dem 
Gesetz im Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages geben. Nähere Informationen dazu 
hier: 
 
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a14/anhoerungen#url=L2F1c3NjaHVlc3NlL2ExNC9hbmhvZX
J1bmdlbi84MDM2NjgtODAzNjY4&mod=mod795762 
 
Bei den Schutzmaßnahmen geht es generell aber darum, mitzuhelfen, dass die Zahl der 
intensivmedizinisch zu behandelnden Menschen nicht sprunghaft stark ansteigt und dann zu viele 
Menschen gleichzeitig entsprechende intensivmedizinische Behandlungskapazitäten in den 
Krankenhäusern in Anspruch nehmen müssen. Es geht darum, eine Situation, wie sie beispielsweise 
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in Italien zu Beginn der Pandemie oder in den USA zu beobachten war, in Deutschland möglichst zu 
vermeiden. Sowohl auf Bundes- als auch auf Länderebene wird sehr sorgfältig abgewogen wird, 
welche Maßnahmen zeitlich befristet notwendig sind. Es ist in unser aller Interesse, dass wir die 
Corona-Pandemie in den Griff bekommen und dass unser Gesundheitssektor vor einer Überlastung 
bewahrt wird. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Bettina Müller 
 
 
:::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::: 
BETTINA MÜLLER, MDB 
DEUTSCHER BUNDESTAG 
PLATZ DER REPUBLIK 1; 11011 BERLIN 
TEL. 0 30 - 227-72 957; FAX 0 30 - 227-76 957 
 
 
***SCHÜTZEN SIE SICH UND IHRE MITMENSCHEN - LADEN SIE JETZT DIE CORONA-WARN-APP AUF 
IHR SMARTPHONE*** iOS - APPLE STORE <https://apps.apple.com/de/app/corona-warn-
app/id1512595757>  / ANDROID - PLAY STORE 
<https://play.google.com/store/apps/details?id=de.rki.coronawarnapp> 
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